
Vorlage der 
Verwaltung

Fachbereich:
Planen, Bauen, Wohnen

Datum:
18.06.2018

Tagesordnungspunkt
1.8

Vorlage-Nr:
VO/0171/18

Bezeichnung der Vorlage:

Stilllegung der Bahnstrecke auf der 
Teilstrecke Dalheim - Grenze

Genehmigungsvermerk

Datum: 20.06.2018

Bürgermeister:
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Ö 03.07.2018 Ausschuss für Wohnen, Bauen, Umwelt und Vergabe (2017)

Sachverhalt:
Der Stadt Wegberg wurde die Genehmigung gem. § 11Abs. 2 Allgemeines 
Eisenbahngesetz (AEG) auf der Teilstrecke Dalheim bis Dalheim Grenze (DB 
Strecken NR. 2524) vom 09.03.2018 zur Kenntnis gegeben. 
Die Stilllegung bedeutet, dass die Unterhaltspflicht durch die Bahn entfällt. Sie 
bedeutet nicht, dass die Anlage in Zukunft nicht gebraucht wird und ist nicht 
gleichzusetzen mit einer Entwidmung. 

Die Strecke steht damit planungsrechtlich weiterhin ausschließlich für 
Bahnbetriebszwecke zur Verfügung und darf nicht für andere Zwecke überplant 
werden. Eine Wiederinbetriebnahme kann ohne erneuten Planfeststellungsbeschluss 
erfolgen. 

Wenn die Bahnstrecke dauerhaft nicht mehr für den öffentlichen Bahnverkehr 
benötigt wird und langfristig eine Nutzung der Infrastruktur im Rahmen der 
Zweckbestimmung nicht mehr zu erwarten ist, kann die zuständige 
Planfeststellungsbehörde (hier das Eisenbahnbundesamt EBA) die betreffenden 
Grundstücke gem. § 23 AEG von Bahnbetriebszwecken freistellen. (Entwidmung)
Den Antrag zur Freistellung können das Eisenbahninfrastrukturunternehmen, der 
Grundstückseigentümer oder die Gemeinde stellen. Erst nach einer erfolgten 
Entwidmung liegt die Planungshoheit wieder bei der Gemeinde und die Flächen und 
Anlagen können nach dem allgemeinen Planungsrecht gem. Baugesetzbuch 
überplant werden.

Nach einer Entwidmung sollte die Trasse aus Sicht der Verwaltung einer 
touristischen Nutzung zugeführt werden. Zu diesem Zwecke wäre es denkbar mittel- 
bis langfristig einen Radschnellweg von Dalheim nach Roermond zu projektieren. 
Neben der Ertüchtigung als Radschnellweg könnten Hinweisschilder am Rande der 
Strecke die historische Bedeutung des Eisernen Rheins beleuchten. 
Die Verwaltung wird hierzu bereits erste Gespräche mit potentiellen 
Fördermittelgebern bis zur Sitzung führen. Sie berichtet hierüber in der Sitzung.



Beschlussvorschlag:
1. Der Ausschuss für Wohnen, Bauen, Umwelt und Vergabe beauftragt die 

Verwaltung, einen Antrag auf Entwidmung der o.a. Teilstrecke beim 
Eisenbahnbundesamt zu stellen.

2. Der Ausschuss für Wohnen, Bauen, Umwelt und Vergabe begrüßt das 
Vorhaben, die Trasse des ehemaligen Eisernen Rheins mittel- bis langfristig 
als Radschnellweg auszubauen.

3. Der Ausschuss für Wohnen, Bauen, Umwelt und Vergabe beauftragt die 
Verwaltung damit, die Machbarkeit eines Radschnellweges zwischen Dalheim 
und Roermond auf der Trasse des ehemaligen Eisernen Rheins und die 
Möglichkeit einer (euregionalen) Förderung zu untersuchen.

Kosten und Finanzierung:
Das Eisenbahn-Bundesamt erhebt für seine Amtshandlungen nach dem Allgemeinen 
Eisenbahngesetz (AEG) Kosten (Gebühren und Auslagen) nach § 3 Abs. 4 Satz 1 
BEVVG i.V.m. §§ 1, 2 Abs. 1 und 2 sowie § 6 der Verordnung über die Gebühren 
und Auslagen für Amtshandlungen der Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes 
(BEGebV) i.V.m. Abschnitt 3, Ziffer 309 des Gebührenverzeichnisses sowie §§ 11, 
10 Abs. 1 Nr. 4 und 13 Abs. 1 Ziffer 1 Verwaltungskostengesetz (VwKostG).

Aktuell sind das nach Tarifstelle 1.16 BEGebV 1450 Euro.

Alternativen:
keine

Anlage/n:
Genehmigung gem. § 11 Abs. 2 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG)

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten

Gez. Heilwagen FBL FB 301 Gez. Gaspers FBL FB 302

Gez. Thies Techn. Beigeordn.
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Eisenbahn-Bundesamt

DB Netz AG
Theodor-Heuss-Allee 7
60486 Frankfurt / Main

Gerchäftszolcion tbltte lm Schrlftv§rl(ohr lmmor.ogobon) VMS-l,lummerr 3368015

23.1 3-23bsii001 -1 1O7#OO7

sorturr: Entscheidung zur dauernden Einstellung des Betriebes der Streckeninfrastruktur der

Teilstrecke Abzw. Dalheim (km 20,051) - Dalheim-Grenze (km 21,260) (DB Strecken Nr.

2524)
Bezusi Antrag der DB Netz AG vom 18,07.2017 mit dem Zeichen I.NVR 1W 2524

Arlsgon: 0

Sehr geehrte Damen und Henen,

Genehmigung

gemäß § 11 Abs. 2 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG)

'1. Auf den Antrag vom 18.07.2017 erteile ich der DB Netz AG, Theodor-Heuss-Allee 7 in 60486

Fran6urt am Main, die Genehmigung gemäß § 11 AEG zur dauerhaften Einstellung (Stilllegung)

des Betriebes der Streckeninfrastruktur der Teilstrecke Abzw. Dahlheim (km 20,051) - Dahlheim

Grenze (km 21,260) (DB Strecken Nr. 2524).

2. Dieser Bescheid ist gemäß § 7h AEG kostenpflichtig. Es werden Gebühren gemäß der Verord-

nung irber die Gebühren und Auslagen ftrr Amtshandlungen der Eisenbahnverkehrsverwaltung

des Bundes (BEGebV) erhoben. Über die Höhe ergeht ein gesonderter Kostenbescheid.

Hausanschilft: Übenrvelsungen an Bundeskasse Trier

neinimannttrage 6, 53175 Bonn Deutschs Eundesbank, Filisle Saarbrücken

i"i,llr. +49 (228)'S826"0 BLZ 5S0 000 00 Konlo*Nr. 5S0 010 20

r.i-Hi. .cgiZiA\9826-199 IBANDE815S00 0oO0 0059001020 BlCrUIARKDEF159o

De-Mail: post§telle@eba-bund.de-mail.de
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Zentrale

Boarbeltung: AlexanderKrzuker

Telefon: +49 (228) 982&'241

refofax: +49 (228) 982O-9241

E-Mä11: KreukerA@eba"bund'de

Ref23@eba.bund.de

lntorno* www.eisenbahn-bundo§amt'de

Oatum: 09 03.2018



Nebenbestimmungen

1. Diese Genehmigung tritt rnit ihrer Bekanntgabe in Kraft'

1. Ab dem Zeitpunkt der Realisierung der Stilllegung endet f{.rr die Antragstellerin die Pflicht

zur Aufrechterhaltung des Betriebes und der lnstandhaltung. Für alle Eisenbahnverkehrs-

untemehmen erlischt gleichzeit§ der öffentlich-rechtliche Anspruch auf Zugang zur Stre-

cke.

2. Die DB Netz AG ist verpflichtet, den genauen Zeitpunkt der Einstellung des Betriebes fol-

genden Behörden mitzuteilen:

Bundesministerium für Verkehr und digitale lnfrastruktur, Robert-§chuman-Platz 1

in 53175 Bonn;

Ministerium für Bauen, Wohnen, §tadtentwicklung und Verkehr des Landes Nord'

rhein - Westfalen , Postfach 101103 - 40190 Düsseldorf;

Eisenbahn-Bundesamt, Postfach 200 565 in 53135 Bonn.

Begründung

Mit Schreiben vom 18.07.2017 hat die DB Netz AG beim Eisenbahn-Bundesamt eine Genehmi-

gung gemäß § 11 Abs. 2 des Allgemeinen EisenbahngeseEes (AEG) zur dauerhaften Einstellung

(stilllegung) des Betriebes Streckeninfrastruktur der Teilstrecke Abzw. Dahlheim (km 20,051) -
Dahlheim Grenze (km 21,260) (DB Strecken Nr. 2524) beantragt'

Die lnfrastruktur der ca. 1,2 km langen, eingleisigen und nicht elektrifizierten Teilstrecke ist seit

1992 ohne Nutzung. Die DB Netz AG begründet die Stellung eines Antrages nach § 11 AEG mit

der dezeitigen Unwirtschaftlichkeit des Streckenbetriebes, der lediglich vorgehalten wurde' um

ggf. den "Eisernen Rhein" neu aufbauen zu können. Den Kosten filr die Vorhattung des Strecken-

abschnifts standen in den vergangenen Jahren keine Erlöse gegenüber, zudem stehen fttr das

Jahr 201g lnvestitionen in Maßnahmen an Weichen bzw. die Emeuerung von Gleisen an. Die DB

Netz AG hatte den Betrieb der Teilstrecke Abzw. Dahlheim - Dahlheim Grenze mit bisheriger Ka-

pazität zur übernahme durch Verkauf oder Verpachtung im lnternet in der Zeit vom 13.04'2017 bis

zum 12.07"2017 ausgeschrieben. lm Rahmen der Ausschreibung fand sich kein Betreiber, der die

Strecke a ls öffentliche Strecken- I nf rastruktur weiter bekeibt'

Die Bemühungen eur übergabe der §treckeninfrastruktur Abzw. Dalheim (km 20,051) - Landes-

grenze Niederlande an einen Dritten für den öffentlichen Weiterbetrieb sind damit als gescheitert

aneugehen.

a)

a)

b)
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Das Ministerium für Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen ist mit Schreiben vom 10.08.2017

ins Benehmen gesetä worden und hat keine Bedenken gegen eine Stilllegung des o.g. Strecken-

abschnittes geäußert.

Das Bundesrninisterium für Verkehr und digitale lnfrastruktur hat mit Schreiben vom 16.10'2017 an

die DB Netz AG mitgeteilt, dass ihm für den genannten Streckenabschnitt keine Forderungen nach

§ 10b Abs. 2 VerkSiG bekannt sind.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines Monates nach Bekanntgabe Widerspruch

erheben.

Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der Zentrale des Eisenbahn-

Bundesamtes, Heinemannstraße 6 in 53175 Bonn oder beieiner derAußenstellen dieser BehÖrde

einzulegen.

Der Widerspruch kann auch auf elektronischem Weg durch De-Mail in der Sendevariante mit be-

stätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz erhoben werden. Die De-Mail-Adresse

lautet: poststelle@eba-bu nd. de-mail,de.

Mit freundliehen Grüßen

lm Auftrag

Tüngler

Sgile 3 von 3


	Vorlage
	Anlage  1 Anlage - Genehmigung Bahnstrecke Dalheim

